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Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 4. April 2007 die
Einrichtung eines Ausschusses gemäß § 111 ArbGG
und für den Ausschuss am 2. Mai 2007 die nachfolgende
Verfahrensordnung beschlossen. 

Verfahrensordnung 
für die Durchführung 

von Schlichtungen 
im Ausbildungsberuf 

der Arzthelferin/des Arzthelfers 
(seit dem 01.08.2006 der Medizinischen 

Fachangestellten/des Medizinischen Fachangestellten)
nach § 111 Abs. 2 Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG)

§ 1
Errichtung und Zuständigkeit

Die Ärztekammer Nordrhein errichtet gemäß § 111 Abs.
2 ArbGG einen Ausschuss zur Beilegung von Streitigkei-
ten nach Kündigung zwischen ausbildenden Kammeran-
gehörigen und Auszubildenden aus einem bestehenden
Ausbildungsverhältnis. Die Geschäfte des Ausschusses
werden von der Ärztekammer Nordrhein geführt. 

§ 2
Zusammensetzung

(1) Der Ausschuss setzt sich aus je einem Vertreter der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen. Die Mit-
glieder haben Stellvertreter.

Ausfertigung:
Düsseldorf, den 26. März 2007

Prof. Dr. med. Dr. h. c. Jörg-Dietrich Hoppe
- Präsident -

Genehmigt:
Düsseldorf, den 24. Mai 2007

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Az: : III C 2 – 0810.43 –
Im Auftrag

(Godry)

Die Änderung der Berufsordnung wird hiermit ausgefer-
tigt und im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-West-
falen sowie im Rheinischen Ärzteblatt bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 4. Juni 2007

Prof. Dr. med. Dr. h. c. Jörg-Dietrich Hoppe
- Präsident -

(2) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
werden vom Vorstand der Ärztekammer Nordrhein
für höchstens vier Jahre berufen. 

(3) Im Fall der Verhinderung eines Ausschussmitgliedes
werden die Stellvertreter entsprechend der Reihen-
folge ihrer Wahl herangezogen. 

(4) Die Mitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.
Für bare Auslagen, Fahrtkosten und für Zeitver-
säumnis wird eine Entschädigung gewährt, deren
Höhe sich nach der Entschädigungsordnung der
Ärztekammer Nordrhein richtet. 

§ 3
Vorsitz

Den Vorsitz übernimmt ein Mitglied des Ausschusses
nach vorausgegangener Verständigung oder nach Los-
entscheid. Die Vorsitzende/der Vorsitzende leitet die
Sitzung. Bei Vertagung einer Sitzung zu einem Folgeter-
min soll die Person den Vorsitz übernehmen, die ihn
auch in dem Ersttermin wahrgenommen hat. 

§ 4
Beschlussfassung

Beschlüsse bedürfen der Stimmen beider Ausschussmit-
glieder.

§ 5
Antrag

(1) Der Ausschuss wird auf Antrag der / des Auszubil-
denden oder der / des Ausbildenden tätig. Bei Min-
derjährigkeit der Auszubildenden / des Auszubilden-
den ist die Einwilligung der gesetzlichen Vertreter
erforderlich. 

(2) Der Antrag ist bei der Geschäftsstelle des Ausschus-
ses bei der Ärztekammer Nordrhein schriftlich ein-
zureichen. Bei unvollständigen oder unklaren An-
trägen hat die Geschäftstelle auf die Richtigstellung
der Antragstellung hinzuwirken.

(3) Der Antrag muss enthalten,
a) die Bezeichnung der Beteiligten (Antragsteller

und Antragsgegner),
b) ein bestimmtes Antragsbegehren,
c) eine Begründung des Antragsbegehrens.

§ 6
Ladung

(1) Die Geschäftsstelle des Ausschusses setzt den Ver-
handlungstermin und den Verhandlungsort fest und
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beruft den Ausschuss ein. Sie lädt die Beteiligten zur
mündlichen Verhandlung durch Postzustellungsur-
kunde ein und ordnet grundsätzlich ihr persönliches
Erscheinen an.

(2) Der Antragsgegnerin / Dem Antragsgegner ist die
Ladung mit einer Ausfertigung des Antrages zuzu-
stellen. Ist die Antragsgegnerin / der Antragsgegner
noch nicht volljährig, so sind auch die gesetzlichen
Vertreter in gleicher Weise zu laden. Die Ladung
muss die Beteiligten auf die Folgen ihres Nichter-
scheinens im Verhandlungstermin (§ 14) sowie da-
rauf hinweisen, dass nur zum Verhandlungstermin
mitgebrachte Beweismittel Gegenstand einer Be-
weiserhebung sein können. Die Beteiligten sind auf
die Zulässigkeit einer Unterstützung nach § 7 hinzu-
weisen. 

(3) Dem Antragsgegner wird anheim gestellt, zu dem An-
trag bereits vor dem Schlichtungstermin schriftlich
Stellung zu nehmen und Beweismittel vorzulegen. 

(4) Die Ladungsfrist beträgt mindestens eine Woche.

§ 7
Bevollmächtigte und Beistand 

Die Beteiligten können die Verhandlung vor dem Aus-
schuss selbst führen oder sich unterstützend eines Be-
vollmächtigten oder Beistandes bedienen. 

§ 8
Öffentlichkeit

Die Verhandlung vor dem Schlichtungsausschuss ist
nicht öffentlich.

§ 9
Verfahren vor dem Ausschuss

(1) Allen Beteiligten ist ausreichend Gehör zu gewäh-
ren. Während des Verfahrens soll eine gütliche Erle-
digung des Streites angestrebt werden. Das Verfah-
ren ist möglichst innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen durchzuführen.

(2) Die/Der Vorsitzende kann zur Aufklärung der Strei-
tigkeiten dienenden Beweismittel in die Verhand-
lung einbeziehen. Alle Beweismittel müssen zum
Verhandlungstermin mitgebracht werden, soweit sie
nicht bereits vorgelegt wurden.

(3) Eine Beeidigung der Beteiligten, Zeugen oder Sach-
verständigen ist nicht zulässig. Zur Abnahme von ei-
desstattlichen Versicherungen ist der Ausschuss nicht
berechtigt. 

(4) Zur Einnahme eines Augenscheins kann die Ver-
handlung auch außerhalb des Sitzungsortes durch-
geführt werden.

(5) Falls für die weitere Aufklärung des Sachverhaltes
ein weiterer Verhandlungstermin erforderlich ist,
kann der Ausschuss die Vertagung der Verhandlung
beschließen. Mit dem Beschluss über die Vertagung
ist zugleich der neue Verhandlungstermin festzuset-
zen. Der Ausschuss soll nach Möglichkeit in gleicher
Besetzung zusammentreten.

§ 10
Abschluss des Verfahrens

Das Verfahren kann abgeschlossen werden durch

a) Vergleich (§ 11),
b) Spruch des Ausschusses (§ 12),
c) Feststellung des Ausschusses, dass weder eine 

Einigung noch ein Spruch möglich war (§ 13),
d) Säumnisspruch (§ 14),
e) Rücknahme des Antrags, die vom Ausschuss 

festzustellen ist (§ 15).

§ 11
Vergleich

(1) Ein vor dem Ausschuss geschlossener Vergleich ist
unter Angabe des Tages seines Zustandekommens
von den Mitgliedern des Ausschusses und den Be-
teiligten zu unterzeichnen. 

(2) Im Vergleich ist festzuhalten, welche Kosten jeder
Beteiligte zu tragen hat. Dabei ist es zulässig, eine
von § 16 Abs. 2 abweichende Regelung zu treffen,
wenn die Parteien damit einverstanden sind. 

§ 12
Spruch des Ausschusses

(1) Sofern das Verfahren keine anderweitige Erledigung
findet, hat der Ausschuss einen Spruch zu fällen. Der
Spruch muss eine Rechtsmittelbelehrung, die auf die
Folgen des § 18 hinweist, enthalten. 

(2) Über den Spruch wird in Abwesenheit der Beteilig-
ten beraten. Der Spruch ist unter Angabe des Tages
seines Zustandekommens von den Mitgliedern des
Ausschusses zu unterzeichnen. 

(3) Der Spruch wird im Anschluss daran verkündet. Da-
bei soll der wesentliche Inhalt der Entscheidungs-
gründe mitgeteilt werden. 

(4) Den Beteiligten ist unverzüglich, spätestens aber in-
nerhalb von zwei Wochen nach Verkündung des
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Spruchs, eine von den Mitgliedern des Schlichtungs-
ausschusses unterzeichnete Ausfertigung des Spruchs
mit Rechtsmittelbelehrung (§ 18) zuzustellen. Der
Spruch ist schriftlich zu begründen, soweit die Betei-
ligten hierauf nicht verzichtet haben. 

§ 13
Nichtzustandekommen eines Spruchs

(1) Kommt im Ausschuss keine Entscheidung zu Stande,
sind die Beteiligten durch mündliche Verkündung
darüber zu unterrichten.

(2) Den Beteiligten ist darüber eine Niederschrift zu-
sammen mit einer Rechtsmittelbelehrung (§ 18)
durch Postzustellungsurkunde zuzustellen.

§ 14
Säumnisspruch

(1) Erscheint die Antragstellerin/der Antragsteller ohne
ausreichende Entschuldigung nicht zum Verhand-
lungstermin und lässt sie/er sich auch nicht vertreten
(Säumnis), so ist auf Antrag ein Versäumnisspruch
dahingehend zu erlassen, dass die Antragstellerin/ der
Antragsteller mit dem Begehren abgewiesen wird.

(2) Bei Säumnis des Antragsgegners ist dem Antragsbe-
gehren statt zu geben, sofern der Antrag schlüssig
begründet ist. 

(3) Dem Antrag auf Erlass eines Versäumnisspruchs ist
nicht statt zu geben, wenn der säumige Beteiligte
nicht fristgerecht geladen wurde und der Hinweis
auf die Folgen der Säumnis im Verhandlungstermin
gefehlt hat. 

(4) Die §§ 16 und 17 gelten für den aufgrund der Säum-
nis eines Beteiligten erlassenen Spruch entspre-
chend. 

§ 15
Rücknahme des Antrages

Der Antrag kann bis zum Abschluss des Verhandlungs-
termins zurückgenommen werden.

§ 16
Kosten

(1) Das Verfahren ist gebührenfrei. 

(2) Jede/Jeder Beteiligte trägt die von ihr/ihm durch das
Verfahren entstandenen Kosten selbst. Zeugen und
Sachverständige sind von demjenigen Beteiligten zu
entschädigen, die sie zum Beweis bereitgestellt haben. 

§ 17
Niederschrift

(1) Die Beteiligten erhalten eine Niederschrift über das
Ergebnis der Verhandlung.

(2) Die Niederschrift kann von einem Mitglied des Aus-
schusses oder von einem Protokollführer aufgenom-
men werden.

(3) Die Niederschrift muss enthalten,
a) den Ort und den Tag der Verhandlung,
b) die Namen der Mitglieder und des Protokollführers,
c) die genaue Bezeichnung des Verfahrens nach 

Beteiligten und Gegenstand,
d) die Angabe der erschienenen Beteiligten, 

gesetzlichen Vertreter und Bevollmächtigten,
e) die wesentlichen Angaben über die Sitzung.

(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom
Protokollführer zu unterzeichnen. 

§ 18
Fristen für Anerkennung und Klage

(1) Ein vom Ausschuss bestimmter Spruch ist nur wirk-
sam, wenn er innerhalb einer Woche nach Verkün-
dung anerkannt wird. Die Anerkennung des Spruchs
kann im Verhandlungstermin schriftlich oder zu Pro-
tokoll der Geschäftsstelle erklärt werden. 

(2) Wird der Spruch nicht von beiden Beteiligten aner-
kannt, kann binnen zwei Wochen nach ergangenem
Spruch Klage beim zuständigen Arbeitsgericht er-
hoben werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die Kla-
ge ausgeschlossen.

(3) Die Anerkennung des Spruchs ist gegenüber der Ge-
schäftsstelle des Ausschusses zu erklären. Erfolgt die
Anerkennung des Spruchs sofort nach seiner Ver-
kündung, ist dies im Protokoll zu vermerken. Die
Geschäftsstelle des Ausschusses hat die Beteiligten
bei späterer Anerkennung unverzüglich davon zu
unterrichten, ob der Spruch anerkannt wurde.

(4) Ein von den Beteiligten anerkannter Spruch besitzt
die Rechtskraft eines Urteils.

§ 19
Vollstreckbarkeit

Aus einem Vergleich, der vor dem Schlichtungsaus-
schuss geschlossen worden ist, und aus einem Spruch
des Ausschusses, der von den Beteiligten anerkannt
worden ist, findet die Zwangsvollstreckung statt, wenn
der Vergleich oder der Spruch von dem Arbeitsgericht,
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Kassenärztliche Vereinigung
Nordrhein

Ausschreibungen von Vertragsarztsitzen, für die
Zulassungsbeschränkungen angeordnet sind.

Die Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein schreibt
auf Antrag der betreffenden Ärzte, bzw. deren Erben,
die folgenden Vertragsarztsitze zur Übernahme durch
Nachfolger aus:

Bewerbungen richten Sie bitte innerhalb
der angegebenen Fristen (Posteingangs-
stempel der KV Nordrhein) an: 

Bewerbungen für den Bereich Düsseldorf:

KV Nordrhein, Bezirksstelle Düsseldorf, Niederlassungsberatung,
Frau Schmidt / Herrn Fox, Tersteegenstraße 9, 40474 Düsseldorf,
Tel.: 0211/59 70 - 8517/8516, Fax: 0211/59 70 - 8555

Bewerbungen für den Bereich Köln:

Ansprechpartner für Ärzte:
KV Nordrhein, Bezirksstelle Köln, Frau Hens, 
Sedanstraße 10 – 16, 50668 Köln, Tel.: 02 21/77 63 – 65 16,
Fax: 0221/7763 – 6500

Ansprechpartner für Fachärzte für Psychotherapie und 
Psychologische Psychotherapeuten:
KV Nordrhein, Bezirksstelle Köln, Herrn Strehlow, 
Sedanstraße 10 – 16, 50668 Köln, Tel.: 0221/77 63 – 6515, 
Fax: 0221 /7763 – 6500

Im Bereich Düsseldorf

Stadt Duisburg
Facharzt/-ärztin für 
Radiologie (Einstieg 
in eine Berufsausübungs-
gemeinschaft)
Chiffre: 256/2007

Bewerbungsfrist: 
Bis 05.10.2007

Stadt Wuppertal
Psychologischer 
Psychotherapeut
Chiffre: 257/2007

Stadt Essen
Facharzt/-ärztin für 
Innere Medizin -haus-
ärztliche Versorgung-
(Einstieg in eine Berufs-
ausübungsgemeinschaft)
Chiffre: 258/2007

das für die Streitigkeit zuständig wäre, für vollstreckbar
erklärt worden ist. 

§ 20
Inkrafttreten

Diese Verfahrensordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Rheinischen Ärzteblatt in Kraft.

Ausgefertigt:
Düsseldorf, den 21. Mai 2007

Prof. Dr. med. Dr. h. c. Jörg-Dietrich Hoppe
– Präsident –

Stadt Remscheid
Facharzt/-ärztin für 
Innere Medizin -haus-
ärztliche Versorgung-
Chiffre: 260/2007

Kreis Neuss
Facharzt/-ärztin für 
Innere Medizin -haus-
ärztliche Versorgung-
Chiffre: 262/2007

Stadt Mülheim
Facharzt/-ärztin für 
Innere Medizin -haus-
ärztliche Versorgung-
(Einstieg in eine Berufs-
ausübungsgemeinschaft)
Chiffre: 263/2007

Stadt Remscheid
Facharzt/-ärztin für Kin-
der- und Jugendmedizin
Chiffre: 264/2007

Stadt Solingen
Facharzt/-ärztin für 
Neurologie/Psychiatrie 
Chiffre: 267/2007

Kreis Neuss
Facharzt/-ärztin für Kin-
der- und Jugendmedizin
(Einstieg in eine Berufs-
ausübungsgemeinschaft)
Chiffre: 268/2007

Stadt Krefeld
Facharzt/-ärztin für 
Allgemeinmedizin
Chiffre: 271/2007

Stadt Essen
Facharzt/-ärztin für 
Allgemeinmedizin
Chiffre: 272/2007

Stadt Remscheid
Facharzt/-ärztin für 
Anästhesiologie 
(Einstieg in eine Berufs-
ausübungsgemeinschaft)
Chiffre: 273/2007

Stadt Düsseldorf
Facharzt/-ärztin für 
Innere Medizin -haus-
ärztliche Versorgung-
(Einstieg in eine Berufs-
ausübungsgemeinschaft)
Chiffre: 275/2007

Stadt Mülheim
Facharzt/-ärztin für 
Frauenheilkunde und
Geburtshilfe
Chiffre: 276/2007

Stadt Duisburg
Facharzt/-ärztin für 
Innere Medizin -haus-
ärztliche Versorgung-
Chiffre: 277/2007

Stadt Mönchengladbach
Facharzt/-ärztin für 
Urologie
Chiffre: 278/2007

Stadt Wuppertal
Facharzt/-ärztin für 
Chirurgie (Einstieg in 
eine Berufsausübungs ge-
meinschaft)
Chiffre: 279/2007

Stadt Essen
Facharzt/-ärztin für 
Innere Medizin 
-SP Kardiologie-
Chiffre: 281/2007

Kreis Mettmann
Facharzt/-ärztin für 
Allgemeinmedizin
Chiffre: 282/2007

Kreis Mettmann
Facharzt/-ärztin für 
Frauenheilkunde und
Geburtshilfe
Chiffre: 283/2007

Stadt Mönchengladbach
Facharzt/-ärztin für 
Orthopädie (Einstieg in
eine Berufsausübungs -
gemeinschaft)
Chiffre: 285/2007


